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V e r k ü n d e t  
am 60 Mai 1955
aau. Justizobersekretär 
Urkundsbeamter der G e ­

schäftsstelle

I m  K a m e n  d e s  V o l k e

In dem Rechtsstreit

der Firma Gernand K Im- und Export..

Klägerin. Berufungsbeklagte 
und Revisionsklägerin;

- Prozeßbevollmächtigteri Rechtsanwalt Prof«Br,
gegen

die Firma SÄBfcund Inhaber
Kaufmann B e j J T ^ ^ B i ^ Ä f f M B B B B s t r « w?

Beklagte* Berufungsklägerin 
und Revisionsbeklagtef

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Prof«Br,
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hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 6« Mai 1955 unter Mitwirkung 
des Präsidenten des Bundesgerichtshofs Br« h«c0 Weinkauff 
und der Bundesrichter Br« Birnbach. Br« Nastelskif 
Br« Christoph und Bf« Nörr

für Recht erkannt $

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des 2« Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Hamm vom 
18« Mai 1953 aufgehoben«
Bie Berufung der Beklagten gegen das Teilurteil der Kammer für Handelssachen des Landgerichts in Bochum 
vom 28« November 1951 wird zurückgewiesen«
Bie Kosten des zweiten und dritten Rechtszuges fallen der Beklagten zur Last«
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Die in ansässige Klägerin verhandelte im
September und Oktober 1950 mit dem Agenten VflBM in

über die Vermittlung von Abschlüssen über verschiedene 
Warens darunter ein in einer Liste 1 zusammengestelltes Chrom­
nickelstahlsortiment. das sie an die ostzonale Deutsche Ein- 
und Ausfuhrgesellschaft (DEAG-) zu verkaufen gedachte« Der mit 
der Lieferfirma abzuschließende Vertrag sollte vorbehaltlich 
der westdeutschen Ausfuhrgenehmigung abgeschlossen werden, 
deren Vorliegen VflBB mündlich zugesagt hatte«

Am 15o September 1950 bat Velder. den Auftrag über die 
Stahlliste 1 an die von ihm benannte Lieferantin, die Beklag­
te «.zu erteilen, ihm das Schreiben zur Weiterleitung an die Be­
klagte zuzustellen und ihr Vorauszahlung zu überweisen« da 
die Ware versandfertig liege« Auf mehrere Mahnungen V f l ^  
telegraphierte die Klägerin an VflBK unter dem 9* Oktober 
1950s "Liste 1 angenommen. Luftpostbrief folgt"« Am 15* Ok­
tober teilte VBBfe der Klägerin mit; daß er der Beklagten 
den Auftrag der Klägerin weitergegeben habe und sie davon 
unterrichtet habe, daß die Klägerin den Kaufpreis überwiesen 
habe« Am 15o und 14« Oktober 1950 hatte die Klägerin den ge­
samten Kaufpreis von 60«29?.88 DM an die LandesZentralbank. 
Nebenstelle W i ^ B r  surf das Konto der Beklagten überwiesen«
Auf Mahnung der Klägerin telegraphierte die Beklagte unter 
dem 29« Oktober 1950 an die Klägerin* "Versandbereit* Brief- 
folge? Westfalenstahl"o Eine Lieferung der Ware an die Kl ä ­
gerin erfolgte nicht« Mehrfache Mahnungen der Klägerin und 
die Stellung von Nachfristen, zunächst bis zum 20., dann bis 
zum 27« November 1950 blieben erfolglos« Eine von der Be­
klagten unter dem 14« November 1950 beim Wirtschaftsminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen beantragte Ausfuhrgenehmigung 
wurde versagt, da die Klägerin nicht zum innerdeutschen Handel 
zugelassen sei. die Ware nach der Ostzone verkauft werden
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solle und der Magistrat von Berlin die Genehmigung für diesä 
Lieferung versagt habe* Die Klägerin verlangte nunmehr Rück­
zahlung des Kaufpreises« Die Beklagte versuchte zunächst mit 
Schreiben vom 4« Januar 1951 ihre vertragliche Verpflichtung 
gegenüber der Klägerin in Abrede zu stellen und die Klägerin 
an zu verweisen« der "federführend sei"« Sie teilte
der Klägerin mitr daß die von ihr beantragte Ausfuhrbewilli. 
gung abgelehnt worden sei, weil die Klägerin nicht für Ber­
liner Westgeschäfte zugelassen sei* Sie werde zusammen mit 

bemüht bleibenf die Ware anderweit zu verkaufen, Yel­
der habe in dieser Richtung bereits von sich aus die erfor­
derlichen Schritte unternommen« Sobald der Stahl abgesetzt 
sei« werde die Klägerin die eingezahlten Beträge zurüeker- 
halten« Im übrigen mache sie die Klägerin darauf aufmerksam, 
daß der von ihr gekaufte Stahl bei der Speditionsfirma Rifl 
& Söhne in HH H P  zu ihrer Verfügung stehe« Die Klägerin 
antwortete hierauf unter dem 9* Januar 1951 durch ihren Be­
vollmächtigten« Rechtsanwalt DäflHfc« daß sie die Beklagte 
ohne Rücksicht auf eine vorherige Veräußerung des Stahls mir 
Rückzahlung des Kaufpreises für verpflichtet halte« In der 
Folgezeit übersandte sie unter dem 23« Februar 1951 der Spe­
ditionsfirma R i ^ P &  Söhne in H ( H | ^  Abschrift einer Voll­
macht auf den Vermittler V f l ^  zum Verkauf des eingelagerte 
Stahls für ihre Rechnung« VflB) verkaufte den Stahl an eine 
Kaufmann B I M  für 65«000 DM? führte den Bride aber nicht 
an die Klägerin ab. sondern überwies*50«000'DM an die Be­
klagte und behielt den Rest«

Mit der Klage verlangt die Klägerin Rückzahlung des 
Kaufpreises«

ijtf
Die Beklagte beantragt Klageabweisung« Ihre Darstellw#^> N

hat vielfach gewechselt« Nach ihrer letzten Einlassung galf 
sie unter Preisgabe ihrer früheren Behauptungen zu. daß sie . r%. 
keine ordnungsmäßige Ausfuhrbewilligung für den verkauften 
Stahl besessen* sondern von vornherein beabsichtigt habe.
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die Ware illegal in die Ostzone zu verbringen unter Aus­
nutzung eines Satzes von Begleitpapieren, die für eine 
andere Lieferung erteilt, aber nicht benutzt worden seien»
Bas sei V ^ B P *  dem Vertreter der Klägerin,, bekannt gewesen« 
Schon die mit ihm vereinbarte Barzahlung habe erkennen lassen, 
daß es sich nicht um ein legales Interzonengeschäft habe han­
deln können« Denn alle derartigen'(Jeschäfte seien nach dem 
damals gültigen "Frankfurter Abkommen" ausschließlich durch 
Verrechnung zwischen den beteiligten Notenbanken abzurechnen 
gewesen« Abweichend davon habe die Klägerin die Überweisung 
an die Beklagte mit Barmitteln ihres Ostkunden bewirkt, die 
illegal in die Westzone von Berlin verbracht worden seien«
Ihr falle also mit dem Abschluß eines illegalen Interzonen- 
geschäftes ebenfalls ein Verstoß gegen gesetzliche Bestimmungen 
zur Last, der eine Rückforderung des Geleisteten nach § 81 v 
BGB aus schließe« Im übrigen habe Velder in Vollmacht der Klä­
gerin den in lagernden Stahl an die Firma B l B H P
Br^|^-Wa®Pfür 65»000 DM verkauft. Von diesem Geld habe er 
15*000 DM behalten und ihr 50«000 DM gegeben» Sie habe diese 
50,000' DM an Vfl|^ zurückgegeben zur Finanzierung eines Ge­
schäftes mit einem Kaufmann Ru^fe» aus dem "gewisse Verluste" 
des Geschäftes mit B l H ^  gedeckt werden sollten« Da VflBP 
ständig als Vertreter der Klägerin aufgetreten sei und die 
Verantwortung dafür der Klägerin gegenüber tragen wollte? 
habe sie keine Bedenken getragen, ihm das Geld zu geben« : *
Die Klägerin hat die Darstellung der Beklagten bestritten; < 
insbesondere die Kenntnis davon. Wie die Beklagte das Ge~ 
schäft habe durchführen wollen« Sie stützt nunmehr ihre 
Klageforderung neben der ungerechtfertigten Bereicherung 
auf Schadensersatz wegen Verschuldens beim Vertragsschluß > 
und deklaratorisches Anerkenntnis der Rückzahlungspflicht ..r 
für den Fall des anderweiten Verkaufes des Stahls im Schrei- vt 
ben vom 4« Januar 1951. endlich auf Auftrag oder Geschäfts- 
führung ohne Auftrag«
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Das Landgericht hat der Klageforderung in Höhe eines 
Teilbetrages von 50*000 DM nebst Zinsen stattgegeben« Das 
Berufungsgericht wies die Klage insoweit ab« Mit der Revi­
sion verfolgt die Klägerin die Wiederherstellung des land­
gerichtlichen Urteils«

Entsehe i dungsgründex

I« Das Berufungsgericht geht davon aus« daß zwischen den 
Parteien ein Kauf von Chromnickelstahl im Werte von 
60*297;'88 DM abgeschlossen worden sei* der zu seiner Wirk­
samkeit gemäß Art I, 1 MilRegGes 53 der Genehmigung bedurft 
hätte« Eine Genehmigung sei weder erteilt worden* noch habe 
sie eingeholt werden sollen« Der Kauf sei infolgedessen 
nichtig« Der nach § 812 BGB an sich schlüssige Rückfor­
derungsanspruch der Klägerin aus ungerechtfertigter Be­
reicherung scheitere an der Vorschrift des § 817 Satz 2 BGB, 
der einer aus verwerflicher Gesinnung heraus erfolgten 
Leistung den Rechtsschutz versage« Es sei erwiesen* daß 
die Klägerin sich bewußt in das von der Beklagten beabsich­
tigte verbotswidrige Interzonengeschäft eingelassen habe« .

Damit entfalle zugleich ein Schadensersatzanspruch 
wegen Verschuldens bei Vertragsschluß0 Ein Schuldanerkennt­
nis enthalte das Schreiben der Beklagten vom 4« Januar 1951 
nicht* da es nicht von der Klägerin bestätigt worden sei« 
Schließlich könne die Klage auch nicht auf Geschäftsbesor­
gung gestützt werden« V B H )  habe den Stahl nicht als Be­
auftragter der Klägerin an BlflHP weiter veräußert* son­
dern im Aufträge der Beklagten« Diese habe damit ein eigenes 
und kein Geschäft der Klägerin geführt« Ein Anspruch aus 
§ 687 Abs 2 BGB scheide aus, da der in H f l B B  lagernde 
Stahl der Klägerin nicht übereignet worden sei« Ein etwa 
aus dem Schreiben der Beklagten vom 4« Januar 1951 zu ent
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nehmendes Übereignungsaflgeböt habe die Klägerin nicht» zum 
mindesten nicht rechtzeitig angenommen*

Es Kann dahingestellt bleiben, ob die vom Berufungs­
gericht zu Ungunsten der Klägerin getroffenen Feststellungen 
sich zutreffend auf den Akteninhalt stützen lassen und ob 
sie ausreichen, gemäß § 817 Satz 2 BGB der Klägerin den 
Rechtsschutz für ihren Bereicherungsanspruch zu versagen*
Bas Berufungsgericht hat jedenfalls die’ nach dem Scheitern 
des Stahl-Kaufes zwischen den Parteien einsetzende Abwick­
lung der Rechtsbeziehungen9 ihre ausdrücklichen und still­
schweigenden Erklärungen und ihr tatsächliches Verhalten 
nicht ausreichend gewürdigt* Biese Tatsachen reichen aus? 
um den von der Revision umfaßten Teil des Klageanspruches 
im wesentlichen auch ohne Rücksicht auf die Rechtswirkungen 
des ursprünglichen Stahl-Kaufes zu rechtfertigen*

Mit dem Schreiben vom 4* Januar 1951 bot die Beklagte» 
die sich darüber klar war? daß sie der Klägerin nach dem 
Scheitern des Stahl-Kaufes den vorausbezahlten Kaufpreis 
zurückzugeben hatte, der Klägerin an. sich um die Flüssig­
machung des Kaufpreises zu bemühen, der in dem in 
lagernden Stahl festgelegt war* Bas Angebot zielte auf eine 
Bauertätigkeit und ist so gehalten, daß es weder eine aus­
drückliche Annahme der Klägerin, noch überhaupt eine als­
baldige Äußerung von ihrer Seite erforderte* Es verschlägt 
infolgedessen nichts? daß die Klägerin zunächst in ihrem 
Schreiben vom 9* Januar 1951 auf das Angebot nicht antworte­
te. sondern auf der sofortigen Rückzahlung des Kaufpreises 
ohne Rücksicht auf einen Weiterverkauf des Stahls bestand* 
Bas Schreiben enthält jedenfalls keine Ablehnung des Ange­
bots der Beklagten, den Stahl in für Rechnung der
Klägerin zu verkaufen* Bas Schreiben der Klägerin wurde so­
dann ergänzt durch ihre im Februar an VfHIfc erteilte Voll­
macht zum Verkauf des Stahls für ihre Rechnung* Bamit ging
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sie auf das Angebot der Beklagte^. vom 4« Januar 1951 ein. 
da sie ersichtlich auf diesem Wege am schnellsten zu ihrem 
Gelde zu kommen hoffte0 Velder hat das nach seiner Zeugen­
aussage,« die das Berufungsgericht als glaubhaft seinen Fest­
stellungen zugrunde legt, auch der Beklagten mitgeteilt, die 
ihrerseits im Rechtsstreit ihre Verteidigung auf diese Tat­
sache stützte« Mit dieser Mitteilung an die Beklagte war 
nunmehr die Beklagte entsprechend ihrem Angebot der Klägerin 
ohne Rücksicht auf den gescheiterten Stahl-Kauf verpflichtet ' 
für die Flüssigmachung des Kaufgeldes durch Verkauf des Stab 
zu sorgen« Die Annahmeerklärung der Klägerin ist weder ver­
spätet erfolgt«, da das Angebot der Beklagten, wie bereits 
ausgeführt, keine alsbaldige Erklärung der Klägerin erfor­
derte, noch hat die Beklagte die Annahme der Klägerin als 
verspätet zurückgewiesen« Ihre eigene Darstellung ergibt, 
daß sie der Klägerin die Aufwendungen für den ursprünglichen 
Stahl-Kauf erstatten wollte, wenn auch noch nicht aus dem 
von ihr nach den Feststellungen des Berufungsgerichts für 
eigene Rechnung abgeschlossenen Verkauf des Stahls an B l M H  
so doch aus dem von ihr mit dem Erlös B 1 4 H H *  finanzierten 
Geschäft mit Ru£)«

Die Beklagte war also der Klägerin gegenüber verpfliei 
teto sei es selbst, sei es durch Vermittlung des VflHfe* den 
Stahl in für Rechnung der Klägerin zu verkaufen und
ihr den ErlöB gemäß § 667 BGB herauszugeben« Wenn sie nach 
den Feststellungen des Berufungsgerichts unter Verletzung 
dieser Verpflichtung gemeinsam mit VtfB) den Verkauf im 
eigenen Namen und für eigene Rechnung durchführte und den 

- Erlös für ein anderes Geschäft verwandte, so ist sie der 
Klägerin in Höhe des Erlöses schadensersatzpflichtig aus 
positiver Vertragsverletzung, zum mindesten in Höhe des zur 
Zeit streitigen Teilbetrages von 50«000 DM? den sie unstrei­
tig aus dem Verkauf an BltfHfe erhalten hat« Bei dieser Säst 
und Rechtslage kann es dahinstehen, ob die Anwendung des 
§ 68? Abs 2 BGB auf diesen Sachverhalt zu demselben Ergebni»
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führen würde« War die Beklagte obligatorisch verpflichtet? 
den Verkauf für Rechnung der Klägerin durchzuführen und be­
handelte sie das Geschäft zu Unrecht als eigenes * so er­
wachsen der Klägerin die Ansprüche des § 68? II BGB mög­
licherweise auch dann? wenn die dingliche Übereignung des 
Stahls an die Klägerin nicht stattgefunden hatte„

Diese Erwägungen führen zur Wiederherstellung des land­
gerichtlichen Urteils., Dieses spricht der Klägerin Verzugs­
zinsen bereits seit dem 16«, Januar 1951 zu? also seit der 
letzten im Schreiben der Klägerin vom 9p Januar 1951 ent­
haltenen Stundung«, Der Schadensersatzanspruch wegen posi­
tiver Vertragsverletzung und die etwaigen Ansprüche der 
Klägerin aus § 687 Abs 2 BGB waren demgegenüber erst fällig 
seit dem Verkauf des Stahls an BlflBW* für dessen Zeitpunkt 
Feststellungen des Berufungsgerichts fehlen«, Eine Zurückver­
weisung an das Berufungsgericht zwecks Feststellung dieses 
Zeitpunktes erübrigt sich aber aus der Erwägung? daß die 
Beklagte sich durch ihre nachträgliche Verpflichtung zur 
Flüssigmachung des Kaufpreises die Berufung auf die Ein­
rede aus § 817 Abs 2 BGB versperrt hat •iij.hre Geltendmachung 
verstieße in diesem Sonderfall gegen Treu und Glauben - 
und deshalb den Verzugsschaden seit der letzten Stundung 
aus dem ursprünglichen Klagegrunde der ungerechtfertigten 
Bereicherung schuldet«,

—  - 9  —

tr

i ,
4.

V. . ;



I

.. ¥: -

»Die Kostenentscheidung beruht auf

Weinkauff Birnbach
Christoph Nörr

91 r 97 ZPO«, 

Nastelski
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